
Änderungstarifvertrag Nr. 14 
vom 6. April 2025 

zum Tarifvertrag für Auszubildende 
des öffentlichen Dienstes 

(TVAöD) 
- Allgemeiner Teil -

vom 13. September 2005 

Zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland,  

vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 

und 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 

vertreten durch den Vorstand, 

einerseits 

und 

[den vertragsschließenden Gewerkschaften] *) 

andererseits 

wird Folgendes vereinbart: 

*) Vertragschließende Gewerkschaften sind die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die zu-
gleich für die Gewerkschaft der Polizei (GdP), die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) 
und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) handelt, und zum anderen der dbb beam-
tenbund und tarifunion (dbb). Mit beiden Gewerkschaften wurden getrennte, aber inhaltsgleiche Tarif-
verträge abgeschlossen. 
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§ 1

Änderungen des TVAöD – Allgemeiner Teil – zum 1. Januar 2025

Der Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner

Teil – vom 13. September 2005, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag

Nr. 13 vom 22. April 2023, wird wie folgt geändert: 

1. § 16 Absatz 3 wird durch folgende Neufassung ersetzt:

„(3) Beabsichtigt der Ausbildende bzw. im Bereich des Bundes die ausbil-
dende Dienststelle/der ausbildende Betrieb keine Übernahme in ein befristetes 

oder unbefristetes Arbeitsverhältnis, hat sie/er dies den Auszubildenden drei 

Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzu-

teilen.“

2. § 16a wird wieder in Kraft gesetzt.

3. In § 20 Absatz 6 wird die Angabe „31. Dezember 2024“ durch die Angabe
„31. März 2027“ ersetzt.

§ 2
Änderung des TVAöD – Allgemeiner Teil – zum 1. Juli 2025

Der Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner

Teil – vom 13. September 2005, zuletzt geändert durch § 1 dieses Änderungstarifver-

trages, wird wie folgt geändert: 

§ 16a wird durch folgende Neufassung ersetzt:

„§ 16a
Übernahme von Auszubildenden 

(1) 1Auszubildende, die in einem Ausbildungsverhältnis zu einem Ausbilder stehen,

der Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, und die ihre Ausbildung min-

destens mit der Gesamtnote „Befriedigend“ abgeschlossen haben, werden bei
dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das

Ausbildungsverhältnis in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen, so-

fern nicht im Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte

oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. 2Für eine Übernahme bei Arbeitge-

bern, die Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA sind und in deren Aufga-

benbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen werden, müssen

sich die Auszubildenden durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokra-

tischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.
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(2) 1Auszubildende, die in einem Ausbildungsverhältnis zu einem Ausbilder stehen,

der Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, und die ihre Ausbildung nicht

mit mindestens der Gesamtnote „Befriedigend“ abgeschlossen haben, werden

nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. betriebli-

chem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die

Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im

Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetz-

liche Gründe entgegenstehen; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 2Im An-

schluss daran werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewährung in

ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen.

(3) 1Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2

Satz 1 muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung vorliegen und setzt

zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien und zu besetzenden

Arbeitsplatz bei der Ausbildungsdienststelle bzw. dem Ausbildungsbetrieb vo-

raus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer ermöglicht.
2Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und

die persönliche Eignung zu berücksichtigen. 3Bestehende Mitbestimmungs-

rechte bleiben unberührt.

(4) 1Auszubildende des Bundes werden nach erfolgreich bestandener Abschluss-

prüfung bei dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss

an das Ausbildungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeits-

verhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, verhal-

tensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. 2Im

Anschluss daran werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewährung in

ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. 3Der dienstliche bzw. betriebli-

che Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1

vorliegen und setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien

und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/der eine ausbildungsadäquate Be-

schäftigung auf Dauer ermöglicht. 4Bei einer Auswahlentscheidung sind die Er-

gebnisse der Abschlussprüfung und die persönliche Eignung zu berücksichti-

gen. 5Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt.

Protokollerklärung zu § 16a: 

Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäfti-

gung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb von § 16a möglich.“
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§ 3

Änderung des TVAöD – Allgemeiner Teil – zum 1. August 2025

Der Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner

Teil – vom 13. September 2005, zuletzt geändert durch § 2 dieses Änderungstarifver-

trages, wird wie folgt geändert: 

§ 16a wird durch folgende Neufassung ersetzt:

„§ 16a
Übernahme von Auszubildenden 

(1) 1Auszubildende, die ihre Ausbildung mindestens mit der Gesamtnote „Befriedi-
gend“ abgeschlossen haben, werden bei dienstlichem bzw. betrieblichem Be-
darf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein unbefriste-

tes Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte,

verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen.
2Für eine Übernahme beim Bund und anderen Arbeitgebern, in deren Aufga-

benbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen werden, müssen

sich die Auszubildenden durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokra-

tischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

(2) 1Auszubildende, die ihre Ausbildung nicht mit mindestens der Gesamtnote „Be-
friedigend“ abgeschlossen haben, werden nach erfolgreich bestandener Ab-

schlussprüfung bei dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren

Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten in ein

Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte,

verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen;

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 2Im Anschluss daran werden diese Beschäf-

tigten bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis

übernommen.

(3) 1Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2

Satz 1 muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung vorliegen und setzt

zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien und zu besetzenden

Arbeitsplatz bei der Ausbildungsdienststelle bzw. dem Ausbildungsbetrieb vo-

raus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer ermöglicht.
2Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und

die persönliche Eignung zu berücksichtigen. 3Bestehende Mitbestimmungs-

rechte bleiben unberührt.
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Protokollerklärung zu § 16a: 

Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäfti-

gung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb von § 16a möglich.“

§ 4

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten § 2 

am 1. Juli 2025 und § 3 am 1. August 2025 in Kraft.  

Potsdam, den 6. April 2025 

[Unterschriften der Tarifvertragsparteien] 




